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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 8 SO 71/10 B 
 
L 2 SO 18/10 (LSG Baden-Württemberg) 
S 4 SO 207/09 (SG Freiburg) 
 
 
 
…………………………………………., 
 
 
 Kläger, Antragsteller und 
 Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Landeshauptstadt München, 
Orleansplatz 11, 81667 München, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. November 2010 durch 

den Vorsitzenden Richter   E i c h e r    sowie die Richter   C o s e r i u    und 

Prof. Dr.  S p e l l b r i n k  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm zur Durchführung des Verfahrens der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 

4. August 2010 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird 

abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision in dem bezeichneten  

Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Im Streit ist die Übernahme von Umzugs- und Zahnbehandlungskosten.  

 

Die Beklagte lehnte die Übernahme von Kosten für einen Umzug sowie einer Zahnbehandlung 

ab (Bescheide vom 16.4.2007 und 12.9.2007; Widerspruchsbescheid vom 15.12.2008). Die 

Klage vor dem Sozialgericht (SG) blieb ohne Erfolg (Gerichtsbescheid des SG Freiburg vom 

25.11.2009). Die mittels E-Mail eingelegte Berufung des Klägers hat das Landessozialgericht 

(LSG) Baden-Württemberg als unzulässig verworfen (Urteil vom 4.8.2010). Zur Begründung 

seiner Entscheidung hat das LSG ausgeführt, die innerhalb der Berufungsfrist durch einfache 

E-Mail eingelegte Berufung sei wegen Fehlens der Schriftform unzulässig.  

 

Mit einem am 10.9.2010 eingegangenen Schriftsatz hat der Kläger gegen die Nichtzulassung 

der Revision in dem Urteil des LSG Beschwerde eingelegt und zur Durchführung des Ver-

fahrens der Beschwerde Prozesskostenhilfe (PKH) beantragt.  

 

II 

 

Der Antrag auf Bewilligung von PKH ist nicht begründet. PKH ist nur zu bewilligen, wenn die 

beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 Satz 2 

Sozialgerichtsgesetz <SGG> iVm § 114 Zivilprozessordnung <ZPO>). An der erforderlichen 

Erfolgsaussicht fehlt es hier. Hinreichende Aussicht auf Erfolg böte die Nichtzulassungs-

beschwerde nur, wenn einer der drei in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zu-

lassungsgründe durch einen zugelassenen Prozessbevollmächtigten (§ 73 Abs 4 SGG) mit 

Erfolg geltend gemacht werden könnte; denn nur diese Gründe können zur Zulassung der 

Revision führen. Ein solcher Zulassungsgrund ist nicht erkennbar. 

 

Der Rechtssache kommt keine grundsätzliche Bedeutung zu (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG). Die 

Rechtssache wirft keine Rechtsfrage auf, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der 

Rechtseinheit oder Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig 

und fähig ist (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17 und § 160a Nr 7, 11, 13, 31, 39, 59 und 65). Die 

Entscheidung des LSG weicht des Weiteren nicht von einer Entscheidung des Bundessozial-

gerichts (BSG), des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des 

Bundesverfassungsgerichts ab, weshalb eine Divergenzrüge keine Aussicht auf Erfolg ver-

spricht (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG).  

 

Schließlich kann nach Aktenlage auch kein Verfahrensmangel des LSG geltend gemacht 

werden, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 1 
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SGG). Insbesondere hat das LSG die Berufung des Klägers im Ergebnis zu Recht als un-

zulässig verworfen. Dabei kann dahingestellt bleiben, ob dem LSG darin zu folgen ist, dass der 

Gerichtsbescheid des SG dem Kläger bereits am 3.12.2009 wirksam zugestellt wurde. Bei Vor-

liegen eines Zustellungsmangels wäre dieser nach § 189 ZPO jedenfalls mit dem tatsächlichen 

Zugang des Gerichtsbescheids geheilt. Von einem solchen (tatsächlichen) Zugang ist 

spätestens an dem Tag auszugehen, an dem der Kläger per E-Mail Berufung gegen die Ent-

scheidung des SG eingelegt hat, hier am 1.1.2010. Bis Montag, dem 1.2.2010, an dem 

spätestens die Berufungsfrist abgelaufen ist, ist die Berufung nicht ordnungsgemäß (schriftlich) 

eingelegt worden (§ 151 Abs 1 SGG). Das Einlegen der Berufung mittels einfacher E-Mail ge-

nügt gemäß § 65a SGG nicht den Anforderungen an die Schriftform (vgl auch Leitherer in 

Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 9. Aufl 2008, § 151 RdNr 3, 3 f mwN). Frühestens in 

einem am 10.3.2010 bei dem SG eingegangenen, vom Kläger persönlich unterschriebenen 

Schreiben, könnte eine der Schriftform genügende Berufung gesehen werden, die allerdings 

nach Ablauf der Berufungsfrist eingegangen ist. Soweit das LSG dem Kläger keine Wiederein-

setzung in den vorigen Stand wegen der versäumten Berufungsfrist gewährt hat (§ 67 SGG), ist 

die Entscheidung nicht zu beanstanden. 

 

Da dem Kläger keine PKH zusteht, kommt auch die Beiordnung eines Rechtsanwalts gemäß 

§§ 73 SGG, 121 ZPO nicht in Betracht. Die von dem Kläger persönlich eingelegte Nicht-

zulassungsbeschwerde ist ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter als unzulässig zu ver-

werfen, weil der Kläger insoweit nicht durch einen vor dem BSG zugelassenen Prozessbevoll-

mächtigten (§ 73 Abs 4 SGG) vertreten ist (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 SGG iVm § 169 

SGG).  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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